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Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Barbara Höll und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/1117 — 

Einrichtung einer Stiftung zum Schutz und zur Bewahrung der Stätten 
des antifaschistischen Widerstands 

A. Problem 

Eine Stiftung zum Schutz und zur Bewahrung der Stätten des 
antifaschistischen Widerstands ist auf Bundesebene bisher nicht 

eingerichtet. 

B. Lösung 

1. Gesetzliche Maßnahmen zur Garantie der Unantastbarkeit der 

Stätten des antifaschistischen Widerstands; 

2. Einrichtung einer Stiftung zur Bewahrung der Stätten des 

antifaschistischen Widerstands; 

3. Programm zur finanziellen Unterstützung der inhaltlichen 
Arbeit von Stätten des antifaschistischen Widerstands. 

Einstimmige Ablehnung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine Angabe 

D. Kosten 

Keine Angabe 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 12/1117 — abzulehnen. 

Bonn, den 31. Mai 1994 

Der Innenausschuß 

Hans Gottfried Bernrath 

Vorsitzender 

Dr. Roswitha Wisniewski 

Berichterstatterin 

Freimut Duve 

Berichterstatter 

Wolfgang Lüder 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Roswitha Wisniewski, Freimut Duve und 
Wolfgang Lüder 

I. Zum Verfahren 

1. Der Antrag der Gruppe der PDS/Linke Liste auf 
Drucksache 12/1117 wurde in der 45. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 27. September 1991 an 
den Innenausschuß federführend und an den 
Rechtsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

2. Der Rechtsausschuß hat in seiner mitberatenden 
Stellungnahme einstimmig empfohlen, den vorge-
nannten Antrag abzulehnen. 

3. Der Innenausschuß hat in seiner 95. Sitzung die 
Vorlage abschließend beraten und mit den Stim-

men der Vertreter der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und F.D.P. einstimmig abgelehnt. 

II. Zur Begründung 

Der Ausschuß hat den Entschließungsantrag auf 
Drucksache 12/1117 im Hinblick auf die umfassen-
dere Behandlung der Gedenkstättenproblematik in 
weiteren, noch abschließend zu beratenden Vorlagen 
abgelehnt. Er hat insbesondere auf den Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P., Gedenkstätten 
des geeinten Deutschlands — Drucksache 12/6111 —, 
und auf den Antrag der Fraktion der SPD, Leitlinien zu 
den Gedenkstätten in der Bundesrepublik Deutsch-
land — Drucksache 12/3179 —, verwiesen. 

Bonn, den 3. Juni 1994 

Dr. Roswitha Wisniewski 

Berichterstatterin 

Freimut Duve 

Berichterstatter 

Wolfgang Lüder 




